
Es wird verbreitet, die 
Schweiz könne der EU ein-
seitig sagen: «Jetzt ist es zu 
viel mit der Zuwanderung, 
jetzt machen wir die Grenzen 
dicht.» Und die EU sei heute 
beweglich und stimme dem 
zu. Wie die letzten Tage zeig-
ten, sagen die EU-Staaten – 
wie erwartet – nein. Dazu: 
Was heisst «zu viel Zuwan-
derung»? Es ist heute schon 
zu viel – und die Bürger fin-
den das auch. Schon 2014 
haben sie der Massenein-
wanderungsinitiative zuge-
stimmt. Seither steht in der 
Bundesverfassung, dass die 
Schweiz die Zuwanderung 
eigenständig mit Kontingen-
ten und einem Inländervor-
rang regelt. Man müsste es 
nur machen!

Gegenwärtig wird in Brüs-
sel über ein neues institutio-
nelles Abkommen verhan-
delt. Die EU will keine Einzel-
abkommen mehr, bei denen 
das Schweizer Volk abstim-
men kann. Sie will, dass die 
Schweiz einen Vertrag unter-
schreibt, wonach alle Gesetze, 
die den europäischen Bin-
nenmarkt betreffen – das sind 
etwa 80 Prozent der Gesetze 
– von der Schweiz übernom-
men werden.

Nun ist die Schweiz aber 
weder Mitglied der EU noch 
des EU-Binnenmarkts. Und 
sie will es auch nicht wer-
den. Das haben Bundesrat 

und Parlament ausdrücklich 
beschlossen. Leider hat die 
Schweiz seinerzeit die Perso-
nenfreizügigkeit übernom-
men. Dies unter dem Ver-
sprechen, dass pro Jahr netto 
nicht mehr als acht- bis zehn-
tausend EU-Bürger kommen 
würden. Hierbei haben sich 
die Verantwortlichen um den 
Faktor zehn getäuscht.

Gleichgültig, was in Brüssel 
verhandelt wird: Eines haben 
die Schweizer Verhandler 
schon preisgegeben, näm-
lich das Recht der Schweiz, 
die Zukunft selber zu bestim-
men. Und wenn ein Streit zwi-
schen der Schweiz und der EU 
besteht, dann soll schlussend-
lich der EU-Gerichtshof – also 
das Gericht der Gegenpartei – 
entscheiden. Einem solchen 
Kolonialvertrag darf und wird 
das Volk nicht zustimmen.
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